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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (13. Ausschuß) 


1. zu dem Antrag der Abgeordneten Christa Lörcher, Christel Hanewinckel, 
Ingrid Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/5627 - 


Gewalt gegen Ältere - Prävention und Intervention 


2. zu dem Antrag der Abgeordneten Irmingard Schewe-Gerigk, Christa Nickels, 
Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5453 - 


Maßnahmen zum Schutz älterer Menschen gegen Gewalt in der Familie 


A. Problem 

Beide Anträge gehen davon aus, daß gewalttätige Handlungen 
gegen ältere Menschen im familiären und sozialen Nahbereich ein 
nicht zu vernachlässigendes gesellschaftliches Problem darstellen. 

Nach Angaben der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die sich 
auf eine von ihr als repräsentativ bezeichnet e einschlägige Studie 
stützt, werden mindestens zwei Drittel älterer Menschen zwi- 
schen 60 und 75 Jahren Opfer von Gewalthandlungen im Kontext 
eines gemeinsamen Haushalts. Der Partner oder die Partnerin 
seien dabei die dominierende Tätergruppe. Der genannten Studie 
zufolge ist davon auszugehen, daß pro Jahr ca. 120 000 Fälle 
schwerer physischer Gewalt durch Personen in engen sozialen 
Beziehungen auftreten. Den Antragstellern zufolge hegen die 
für eine solche Gewaltdynamik in belastenden Pflegesituationen, 
aber auch in sozialer Isolierung und beengten Wohnverhältnissen. 
Ältere Menschen, die Gewalt in engen sozialen Beziehungen er- 
lebten, brauchten Unterstützung und Hilfe. Oft scheuten sie sich 
aber, Anzeige zu erstatten, da sie Angst vor möghchem Gerede 
hätten und das Zusammenleben mit nahestehenden Personen 
nicht noch schwieriger machen woUten. 
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B. Lösung 

Der Antrag der Fraktion der SPD beklagt, daß gewalttätige Hand- 
lungen gegen ältere Menschen im famüiären und im sozialen Nah- 
bereich in Wissenschaft und Forschung bisher weitgehend ver- 
nachlässigt würden. Andere Länder seien hinsichtlich der Ur- 
sachenerforschung, der Prävention sowie der Intervention in die- 
sem Bereich der Bundesrepubhk Deutschland voraus. Der Antrag 
fordert daher von der Bundesregierung, eine wissenschaftliche Un- 
tersuchung zur Gewalt gegen ältere Menschen in Auftrag zu geben 
und dem Deutschen Bundestag bis zirni 31. März 1998 darüber zu 
berichten. Ferner werden Vorschläge und Initiativen für eine bes- 
sere Prävention und Intervention in diesem Bereich verlangt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert in ihrem Antrag 
die Bundesregierung auf, den Schutz älterer Menschen gegen 
Gewalt in der Familie zu verbessern. Verlangt wird angesichts 
dieser Situation, daß die Anbieter von Pflegeleistungen unabhän- 
gige, anonyme und kostenlose Beratungsmöglichkeiten für ältere 
Menschen in Krisensituationen ausbauen bzw. neu schaffen. Als 
Anschluß dazu soll die Bundesregierung aufgefordert werden, ein 
umfangreiches wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt einzu- 
richten, innerhalb dessen Beratungsstellen, Krisen-Interventions- 
dienste und Notrufe zur Verfügung gestellt werden. In den Mittel- 
punkt der gesetzhch erforderhchen Pfhchtpflegeeinsätze müsse 
das Ziel der Beratung gestellt werden. Diese Einsätze seien dem- 
nach in ein freiwilliges, unentgeltliches Beratimgsangebot durch 
die Pflegedienste umzuwandeln. Darüber hinaus müsse die Aus- 
bildung von Pflegekräften stärker als bisher auf die psychische 
Betreuung der pflegebedürftigen älteren Menschen ausgerichtet 
werden. Gefordert wird des weiteren ein ausreichendes Ange- 
bot an bezahlbaren Mehrgenerationen-Wohnformen, um älteren 
Menschen, auch pflegebedürftigen Personen angemessene Wohn- 
formen anzubieten und sie vor sozialer Isolation und möglichen 
Gewalthandlungen zu schützen. In diesen Wohnformen seien 
gleichzeitig „Schutz Wohnungen" für von Gewalt bedrohte ältere 
Menschen vorzusehen. Des weiteren wird für zwingend erforder- 
lich gehalten, Forschungsprojekte zur besseren empirischen Er- 
fassung der Ursachen von innerfamüiärer Gewalt gegen ältere 
Menschen zu finanzieren. 

Ablehnung der Anträge auf den Drucksachen 13/5627 imd 13/5453. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme der Anträge. 


D. Kosten 

Eine Kostenabschätzung wurde nicht vorgenommen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

die Anträge - Drucksachen 13/5453 und 13/5627 - abzulehnen. 

Bonn, den 28. Februar 1997 


Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Dr. Edith Niehuis Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Vorsitzende Berichterstatterin 


Christa Lörcher 

Berichterstatterin 


Rosel Neuhäuser 

Berichterstatterin 


Irmingard Schewe-Gerigk 

Berichterstatterin 


Erika Reinhardt 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Christa Lörcher, 
Rosel Neuhäuser, Irmingard Schewe-Gerigk, Erika Reinhardt 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlagen - Druck- 
sachen 13/5453 und 13/5627 - in seiner 145. Sitzung 
am 5. Dezember 1996 in 1. Lesung beraten und an 
den Ausschuß für Famüie, Senioren, Frauen und 
Jugend zur federführenden Beratung sowie den 
Rechtsausschuß und den Innenausschuß (nur Druck- 
sache 13/5627) zur Mitberatung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 29. Ja- 
nuar 1997 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe der PDS beschlossen, die Ablehnung der 
Drucksache 13/5627 zu empfehlen. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung am 19. Fe- 
bruar einstimmig beschlossen, den federführenden 
Ausschuß zu bitten, bei der Beratung der beiden An- 
träge die kriminologische Gefahrenlage angemessen 
zu berücksichtigen. 

Der federführende Ausschuß für Famüie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat die Vorlagen in seiner 51. Sit- 
zung am 19. Februar 1997 abschließend beraten und 
nüt den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.p.P. gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS beschlossen, die Ablehnung des Antrages auf 
Drucksache 13/5627 zu empfehlen. Gleichzeitig be- 
schloß er mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS bei Enthaltung der Fraktion der SPD, den An- 
trag auf Drucksache 13/5453 abzulehnen. 


IL 

Der Antrag der Fraktion der SPD beklagt, daß ge- 
walttätige Handlungen gegen ältere Menschen im 
famüiären und im sozialen Nahbereich in Wissen- 
schaft und Forschung bisher weitgehend vernachläs- 
sigt würden. Andere Länder seien hinsichthch der 
Ursachenerforschung, der Prävention sowie der 
Intervention in diesem Bereich der Bundesrepubhk 
Deutschland voraus. Der Antrag fordert daher von 
der Bundesregierung, eine wissenschaftliche Unter- 
suchung zur Gewalt gegen ältere Menschen in Auf- 
trag zu geben und dem Deutschen Bundestag bis 
zum 31. März 1998 darüber zu berichten. Ferner wer- 
den Vorschläge und Initiativen für eine bessere Prä- 
vention und Intervention in diesem Bereich verlangt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert in 
ihrem Antrag die Bundesregierung auf, den Schutz 
älterer Menschen gegen Gewalt in der Familie zu 
verbessern. Verlangt wird angesichts dieser Situa- 
tion, daß die Anbieter von Pflegeleistungen unab- 


hängige, anonyme und kostenlose Beratungsmög- 
lichkeiten für ältere Menschen in Krisensituationen 
ausbauen bzw. neu schaffen. Als Anschluß dazu soll 
die Bundesregierung auf gef ordert werden, ein um- 
fangreiches wissenschaftlich begleitetes Modellpro- 
jekt einzurichten, innerhalb dessen BeratungssteUen, 
Krisen-Interventionsdienste und Notrufe zur Verfü- 
gung gestellt werden. In den Mittelpunkt der gesetz- 
lich erforderhchen Pfhchtpflegeeinsätze müsse das 
Ziel der Beratung gestellt werden. Diese Einsätze 
seien demnach in ein freiwilliges, unentgelthches Be- 
ratungsangebot durch die Pflegedienste umzuwan- 
deln. Darüber hinaus müsse die Ausbüdung von 
Pflegekräften stärker als bisher auf die psychische 
Betreuung der pflegebedürftigen älteren Menschen 
ausgerichtet werden. Gefordert wird des weiteren 
ein ausreichendes Angebot an bezahlbaren Mehrge- 
nerationen- Wohnformen, um älteren Menschen, auch 
pflegebedürftigen Personen angemessene Wohnfor- 
men anzubieten und sie vor sozialer Isolation und 
möglichen Gewalthandlungen zu schützen. In diesen 
Wohnformen seien gleichzeitig „Schutzwohnungen" 
für von Gewalt bedrohte ältere Menschen vorzu- 
sehen. Des weiteren wird für zwingend erforderlich 
gehalten, Forschungsprojekte zur besseren empiri- 
schen Erfassung der Ursachen von innerfamüiärer 
Gewalt gegen ältere Menschen zu finanzieren. 


IIL 

Die Mitgheder der Fraktion der CDU/CSU betonten, 
daß Gewalt gegen Pflegebedürftige bzw. Gewalt in- 
nerhalb der Famüie ein sehr sensibles Thema sei. 
Auch wenn unstrittig sei, daß es in diesen Bereichen 
Gewalt gebe, müsse der Eindruck vermieden wer- 
den, daß überaü, wo gepflegt werde, Gewalt vor- 
komme. Es sei wichtig, daß dort, wo es Gewalt gebe, 
Hüfen angeboten würden. Die Bundesregierung 
habe bereits frühzeitig zu dem Problem Studien ver- 
anlaßt (1991 und 1995) und darauf aufbauend eine 
internationale Fachtagung durchgeführt, die viel 
zum Meinungs- und Erfahrungsaustausch beigetra- 
gen habe. Von daher sei man der Ansicht, daß eine 
neuerhche Studie derzeit nicht viel bringe. Es wür- 
den auch nicht weitere quantitative Daten benötigt, 
sondern geeignete Hilfen. Aus diesem Grunde halte 
man das vom zuständigen Bundesministerium vorge- 
sehene ModeUprojekt für einen guten Ansatzpunkt. 
In diesem Projekt soUe erstmals versucht werden, mit 
Experten intensiv zusammenzuarbeiten und Mög- 
hchkeiten zu erkunden, wie geholfen werden könne. 
Im übrigen böten bereits heute Verbände Beratungs- 
möghchkeiten an. Insgesamt soUten die Ergebnisse 
des ModeUprojekts abgewartet werden, bevor weite- 
re Maßnahmen ergriffen würden. Aus diesem Grun- 
de lehnten die Mitgheder der Fraktion der CDU/CSU 
beide Anträge ab. 
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Die Mitgheder der Fraktion der SPD wiesen darauf 
hin, daß die Bedeutung des Themas unstrittig sei. 
Gewalt gebe es in erhebhchem Umfange sowohl im 
häushchen wie im stationären Bereich. Bedauerüch 
sei, daß, abgesehen von der Studie aus Niedersach- 
sen, die nur sehr unzureichendes Datenmaterial ent- 
halte, es an gesicherten Erkenntnissen fehle. Wün- 
schenswert wäre auch gewesen, diesen spezifischen 
Aspekt vor und nach Inkrafttreten der Pflegeversi- 
cherung zu untersuchen, um Vergleiche anstellen zu 
können. Die Dimension des Problems sei auf der im 
vergangenen März durchgeführten internationalen 
Tagung deutüch geworden. Es gebe Daten aus den 
USA, aus Schweden, aus Großbritannien und den 
Niederlanden. Daher könne man sich angesichts der 
vorüegenden Daten nicht mit der Reaktion des Mini- 
steriums zufriedengeben, wieder einmal nur ein Mo- 
dellprojekt durchzuführen. Dies sei zwar besser als 
überhaupt nichts, aber noch keine Pohtik in Anbe- 
tracht der großen Zahl von Menschen, die Hilfe be- 
nötigten. Der Antrag der Fraktion der SPD sei be- 
wußt sehr eng gefaßt, in der Absicht sich auf einen 
Minimalkonsens einigen zu können. Man bedauere 
sehr, daß dieser nicht zu erreichen gewesen sei. 

Man könne verstehen, daß der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mehr fordere, z. B. 
Schutzwohnungen. Er laufe allerdings Gefahr, daß 
ihm entgegengehalten werde, daß in ihm Dinge be- 
schlossen werden sollten, die die Länder und Kom- 
munen zu finanzieren hätten. Die Finanzierbarkeit 
sei also ein kritischer Punkt. Obwohl es sich um ver- 
nünftige Forderungen handele, enthielten sich daher 
die Mitgheder der Fraktion der SPD zu dem Antrag 
auf Drucksache 13/5453. 

Die Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN führten aus, daß der Antrag ihrer Fraktion auf 
eine seit längerem vorhegende Studie reagiere, zu- 
mal eine inhalthche Reaktion auf Bundesebene dar- 
auf bislang nicht festzusteUen gewesen sei. Die Stu- 
die habe ergeben, daß annähernd 600 000 alte Men- 
schen im Alter von 60 bis 75 Jahren Opfer von Ge- 
walt in der Famihe werden. Dies sei eine unglaubhch 
hohe Zahl und ein erschreckendes Ausmaß. Es han- 
dele sich hier um vielfältige Formen von Gewalt, von 
verbaler Aggression bis hin zu tatsächhcher Körper- 
verletzung. Es gebe immerhin 120 000 Personen, die 
jährhch stärkere Körperverletzungen hinnehmen 
müßten, und dies allein in der Altersstufe 60 bis 
75 Jahre. Es sei an der Zeit, die Bundesregierung auf- 
zufordem, hier etwas zu tun. Es reiche nicht aus, 
Studien in Auftrag zu geben oder Modellprojekte 
durchzuführen. 

Um diesem Mißstand abzuhelfen, fordere der Antrag 
kostenlose und anonyme Beratungsstellen, die kom- 
petente Hüfe und Unterstützung für ältere Menschen 


anböten. Rückgegriffen werde auch auf das Pflege- 
versicherungsgesetz und die dort gegebenen Mög- 
hchkeiten der professionellen Beratung für pflegende 
Angehörige sowohl durch Supervision wie durch ver- 
bindhche Kursangebote. Des weiteren sehe der 
Antrag Schutzwohnungen in Mehr-Generationen- 
Wohnformen vor. Hierzu gebe es bereits in Nord- 
rhein-Westfalen einige Modelle. Durch soziale Kon- 
trolle sei es einfacher, Menschen und Gefühle aufzu- 
fangen und Aggressionen möghcherweise zu vermei- 
den und damit gewaltbedrohten älteren Menschen 
zu helfen. Man wolle, daß analog zu den Frauenhäu- 
sem für ausweglose Situationen Schutzwohnungen 
vorgehalten werden. Bisher hätten betroffene ältere 
Menschen keine Mögüchkeit, den Ort der Gewalt zu 
verlassen. Mit diesem sehr umfangreichen Konzept 
werde eine Mögüchkeit geschaffen, diesem Problem 
in einer angemessenen Form zu begegnen. Es sei 
selbstverständüch weitere Forschung erforderüch. 

Der Antrag der Fraktion der SPD sei sehr moderat 
formuüert. Da er aber keine falschen Forderungen 
enthalte, könne man ihm als einem ersten Schritt zu- 
stimmen. 

Auch die Mitgüeder der Fraktion der FD.P. betonten, 
daß es sehr wichtig sei, sich mit diesem Thema zu be- 
schäftigen. Gewalt gegen ältere Menschen sei so- 
wohl im häushchen wie außerhäusüchen Bereich von 
Bedeutung. Die Anträge enthielten eine Vielzahl von 
Ansätzen, die teilweise sehr allgemein gehalten seien. 
Zudem richteten sich viele der in den Anträgen 
enthaltenen Ansätze weniger an den Bund bzw. die 
Bundesregierung, sondern vielmehr an die Länder 
oder Kommunen. Anderes betreffe nicht staatüche 
Stellen oder den Gesetzgeber. Dort stehe im Vorder- 
grund Verantwortung und Bewußtseinsbildung des 
einzelnen. Es handele sich hier um eine gesellschaft- 
Üche Frage, nämüch wie mit dieser Herausforderung 
umgegangen werde. Erneuten wissenschaftüchen 
Untersuchungen stehe man ebenfalls skeptisch ge- 
genüber. Statt dessen begrüße man das vom Bundes - 
ministerium vorgesehene Modellprojekt. Aus diesen 
Gründen könnten die Mitgüeder der FD.P den An- 
trägen nicht zustimmen. 

Die Mitgüeder der Gruppe der PDS betonten, daß 
das Problem der Gewalt gegen ältere Menschen sehr 
vielschichtig sei und nicht aUein auf das Problem Ge- 
walt in der FamiÜe reduziert werden könne. Es sei 
wichtig, die Diskussion hierzu fortzusetzen, aber 
auch poÜtische Entscheidungen zu treffen. Der An- 
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN weise 
bereits auf verschiedene Ursachen und Zusammen- 
hänge hin. Man sei nicht der Meinung, daß vor aUem 
die Länder in der Verantwortung stünden. Auch der 
Bund sei zum Handeln aufgerufen, um in diesem Be- 
reich das Auftreten von Gewalt zu verhindern. 


Bonn, den 28. Februar 1997 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger Christa Lörcher Rosel Neuhäuser 

Berichterstatterin Berichterstatterin Berichterstatterin 


Irmingard Schewe-Gerigk 

Berichterstatterin 


Erika Reinhardt 

Berichterstatterin 
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